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Allgemeine Bedingungen für die Restkreditlebensversicherung
Stand: 15.12.2014 – Bedingungsnummer 16 45 89

Versicherungsnehmer dieser Restkreditlebensversicherung ist das Kreditinstitut. Deshalb sprechen wir mit den nachstehenden Allgemeinen Bedingun-
gen für die Restkreditlebensversicherung das Kreditinstitut unmittelbar an; die einzelnen versicherungsvertraglichen Rechte und Pflichten betreffen das
Kreditinstitut. Der versicherten Person dienen diese Allgemeinen Bedingungen zur Information.
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Erläuterung wichtiger Begriffe
Wir möchten Ihnen vorab in alphabetischer Reihenfolge einige wichtige
Begriffe erläutern, die in den Versicherungsbedingungen verwendet
werden.

Bezugsberechtigter dieser Restkreditlebensversicherung ist grund-
sätzlich das Kreditinstitut als Versicherungsnehmer. Dieses wird die
Leistung mit der Zahlungsverpflichtung des Kreditnehmers aus dem
Kreditvertrag verrechnen und einen darüber hinausgehendenden Betrag
an den Kreditnehmer oder dessen Erben auszahlen.

Das Deckungskapital ist die mit den Rechnungsgrundlagen der Bei-
tragskalkulation berechnete Deckungsrückstellung.

Eine Deckungsrückstellung bilden wir, um zu jedem Zeitpunkt den
Versicherungsschutz gewährleisten zu können. Die Deckungsrückstellung
wird nach § 65 des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) und § 341e
und § 341f des Handelsgesetzbuches (HGB) sowie den dazu erlassenen
Rechtsverordnungen berechnet.

Rechnungsgrundlagen sind die Grundlagen, die für die Kalkulation Ihrer
Versicherung benötigt werden. Diese sind im Wesentlichen Sterbetafel,
Rechnungszins und Kosten.

Versicherte Person ist die Person, auf deren Leben die Versicherung
abgeschlossen ist.

Versicherungsnehmer dieser Restkreditlebensversicherung ist das
Kreditinstitut. Die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag betreffen
vorrangig den Versicherungsnehmer.

Versicherungsperiode ist der Zeitabschnitt, für den die Zahlung des
Beitrags vereinbart ist. Bei Versicherungen gegen Einmalbeitrag beträgt
die Versicherungsperiode ein Jahr.
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§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?

Unsere Leistung bei Tod der versicherten Person

(1) Wenn die versicherte Person - das ist die Person, auf deren Leben die Ver-
sicherung abgeschlossen ist - während der Versicherungsdauer stirbt, zahlen
wir die jeweils versicherte Summe. Die Anfangsversicherungssumme fällt
monatlich um einen gleich bleibenden Betrag, sodass mit Ablauf der
Versicherungsdauer die versicherte Summe Null ist.

Rechnungsgrundlagen

(2) Die tariflichen Rechnungsgrundlagen sind insbesondere der Rech-
nungszins in Höhe von 1,25 Prozent jährlich und die Sterbetafel
DAV 1994 T.

§ 2 Erfolgt eine Überschussbeteiligung?

Sie erhalten keine Überschussbeteiligung.

§ 3 Wann beginnt der Versicherungsschutz?

(1) Ihr Versicherungsschutz beginnt, wenn Sie den Vertrag mit uns abge-
schlossen haben und die Kreditsumme ausgezahlt worden ist, frühestens
jedoch sechs Wochen vor dem in der Beitrittserklärung angegebenen Ver-
sicherungsbeginn. Ihr Versicherungsschutz beginnt um 12 Uhr mittags an
dem in der Beitrittserklärung genannten Tag. Allerdings kann unsere
Leistungspflicht entfallen, wenn Sie den Einmalbeitrag nicht rechtzeitig
zahlen (siehe § 9 Absatz 1 und § 10).

(2) Der Versicherungsschutz endet um 12 Uhr mittags an dem in der
Beitrittserklärung genannten Tag.

§ 4 Was gilt bei Polizei- oder Wehrdienst, Unruhen,
Krieg oder Einsatz bzw. Freisetzen von ABC-
Waffen/-Stoffen?

(1) Grundsätzlich leisten wir unabhängig davon, auf welcher Ursache der
Versicherungsfall beruht. Wir leisten auch dann, wenn die versicherte
Person - das ist die Person, auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist - in
Ausübung des Polizei- oder Wehrdienstes oder bei inneren Unruhen ge-
storben ist.

(2) Stirbt die versicherte Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zu-
sammenhang mit kriegerischen Ereignissen, ist unsere Leistungspflicht
eingeschränkt. In diesem Fall vermindert sich unsere Leistung auf den für
den Todestag berechneten Rückkaufswert (siehe § 11 Absätze 2 bis 4).
Unsere Leistung vermindert sich nicht, wenn die versicherte Person in un-
mittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereig-
nissen stirbt, denen sie während eines Aufenthalts außerhalb der Bundes-
republik Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt
war.

(3) In folgenden Fällen vermindern sich unsere Leistungen auf die in
Absatz 2 Satz 2 und 3 genannten Leistungen: Die versicherte Person
stirbt in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit

 dem vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder che-
mischen Waffen oder

 dem vorsätzlichen Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von
radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen.

Der Einsatz bzw. das Freisetzen muss dabei darauf gerichtet gewesen
sein, das Leben einer Vielzahl von Personen zu gefährden. Unsere
Leistung vermindert sich nicht, wenn die versicherte Person in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit kriegerischen Ereignissen
stirbt, denen sie während eines Aufenthaltes außerhalb der Bundesre-
publik Deutschland ausgesetzt und an denen sie nicht aktiv beteiligt war.

§ 5 Was gilt bei Selbsttötung der versicherten
Person?

(1) Bei vorsätzlicher Selbsttötung leisten wir, wenn seit Abschluss des
Vertrags drei Jahre vergangen sind.

(2) Bei vorsätzlicher Selbsttötung vor Ablauf der Dreijahresfrist besteht
kein Versicherungsschutz. In diesem Fall zahlen wir den für den Todestag
berechneten Rückkaufswert (siehe § 11 Absätze 2 bis 4) aus.

Wenn uns nachgewiesen wird, dass sich die versicherte Person - das ist die
Person, auf deren Leben die Versicherung abgeschlossen ist - in einem die freie
Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der
Geistestätigkeit selbst getötet hat, besteht Versicherungsschutz.

(3) Wenn unsere Leistungspflicht durch eine Änderung des Vertrags er-
weitert wird, oder der Vertrag wiederhergestellt wird, beginnt die Drei-
jahresfrist bezüglich des geänderten oder wiederhergestellten teils neu.

§ 6 Was ist zu beachten, wenn eine Leistung
verlangt wird?

(1) Der Tod der versicherten Person - das ist die Person, auf deren Leben die
Versicherung abgeschlossen ist - muss uns unverzüglich - d.h. ohne schuldhaftes
Zögern - mitgeteilt werden. Außerdem muss uns die Beitrittserklärung und
eine amtliche Sterbeurkunde mit Angabe von Alter und Geburtsort vor-
gelegt werden. Zusätzlich muss eine ausführliche ärztliche oder amtliche
Bescheinigung über die Todesursache vorgelegt werden. Aus der
Bescheinigung müssen sich Beginn und Verlauf der Krankheit, die zum
Tode der versicherten Person geführt hat, ergeben.

(2) Wir können weitere Nachweise und Auskünfte verlangen, wenn dies
erforderlich ist, um unsere Leistungspflicht zu klären. Die Kosten hierfür
muss diejenige Person tragen, die die Leistung beansprucht.

(3) Unsere Leistung wird fällig, nachdem wir die Erhebungen abge-
schlossen haben, die zur Feststellung des Versicherungsfalls und des
Umfangs unserer Leistungspflicht notwendig sind. Wenn eine der in den
Absätzen 1 bis 2 genannten Pflichten nicht erfüllt wird, kann dies zur Fol-
ge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in welchem Umfang
wir leistungspflichtig sind. Eine solche Pflichtverletzung kann somit dazu
führen, dass unsere Leistung nicht fällig wird.

(4) Unsere Leistungen überweisen wir der empfangsberechtigten Person
auf ihre Kosten. Bei Überweisungen in Länder außerhalb des
Europäischen Wirtschaftsraums trägt die empfangsberechtigte Person
auch die damit verbundene Gefahr.

§ 7 Wer erhält die Leistung?

Die Leistung aus dem Vertrag erbringen wir an den Versicherungsnehmer
(Kreditgeber) als alleinigen unwiderruflich Bezugsberechtigten zu Gunsten
des jeweiligen Kreditkontos.

§ 8 Wann können die Beiträge und Leistungen
angepasst werden?

(1) Wir sind zu einer Neufestsetzung des vereinbarten Beitrags be-
rechtigt, wenn

 sich der Leistungsbedarf nicht nur vorübergehend und nicht voraus-
sehbar gegenüber den Rechnungsgrundlagen des vereinbarten Bei-
trags geändert hat,

 der nach den berichtigten Rechnungsgrundlagen neu festgesetzte
Beitrag angemessen und erforderlich ist, um die dauernde Erfüllbar-
keit der Leistung zu gewährleisten, und

 ein unabhängiger Treuhänder die Rechnungsgrundlagen und die vor-
stehenden Voraussetzungen überprüft und bestätigt hat.

Eine Neufestsetzung des Beitrags ist insoweit ausgeschlossen, als die
Leistungen zum Zeitpunkt der Erst- oder Neukalkulation unzureichend
kalkuliert waren und ein ordentlicher und gewissenhafter Aktuar dies ins-
besondere anhand der zu diesem Zeitpunkt verfügbaren statistischen
Kalkulationsgrundlagen hätte erkennen müssen.

(2) Sie können verlangen, dass anstelle einer Erhöhung des Beitrags
nach Absatz 1 die Leistungen entsprechend herabgesetzt werden.

(3) Die Neufestsetzung des Beitrags und die Herabsetzung der Leistun-
gen werden zu Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf die Mitteilung
der Herabsetzung und der hierfür maßgeblichen Gründe an Sie folgt.
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§ 9 Was müssen Sie bei der Beitragszahlung
beachten?

(1) Den Einmalbeitrag müssen Sie unverzüglich - d. h. ohne schuldhaftes
Zögern - nach Abschluss des Vertrags zahlen, jedoch nicht vor dem im der
Beitrittserklärung angegebenen Versicherungsbeginn.

(2) Sie müssen den Einmalbeitrag auf Ihre Gefahr und Ihre Kosten
zahlen.

§ 10 Was geschieht, wenn Sie den Einmalbeitrag
nicht rechtzeitig zahlen?

(1) Wenn Sie den Einmalbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, können wir –
solange die Zahlung nicht bewirkt ist – vom Vertrag zurücktreten. Wir
sind nicht zum Rücktritt berechtigt, wenn uns nachgewiesen wird, dass
Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben.

(2) Ist der Einmalbeitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht
gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nur, wenn wir Sie
durch gesonderte Mitteilung in Textform - z. B. Papierform, E-Mail - oder durch
einen auffälligen Hinweis in der Beitrittserklärung auf diese Rechtsfolge
aufmerksam gemacht haben. Unsere Leistungspflicht besteht jedoch,
wenn Sie uns nachweisen , dass Sie das Ausbleiben der Zahlung nicht zu
vertreten haben.

§ 11 Wann können Sie Ihren Vertrag kündigen?

Kündigung
(1) Sie können Ihren Vertrag jederzeit mit einer Frist von zwei Wochen
zum Schluss eines jeden Monats ganz oder teilweise in Schriftform - d.h.
durch ein eigenhändig unterschriebenes Schriftstück - kündigen.

Auszahlung des Rückkaufswertes
(2) Entsprechend § 169 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) er-
statten wir nach Kündigung – soweit vorhanden – den Rückkaufswert.
Dieser entspricht nicht dem von Ihnen gezahlten Einmalbeitrag, sondern
ist das nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik mit den
Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkulation zum Schluss des laufenden
Monats berechnete Deckungskapital des Vertrags.

(3) Wir können entsprechend § 169 Absatz 6 VVG den nach Absatz 2
berechneten Betrag angemessen herabsetzen, soweit dies erforderlich ist,
um eine Gefährdung der Belange der Versicherungsnehmer, insbesondere
durch eine Gefährdung der dauernden Erfüllbarkeit der sich aus den Ver-
sicherungsverträgen ergebenden Verpflichtungen, auszuschließen. Die
Herabsetzung ist jeweils auf ein Jahr befristet.

Keine Beitragsrückzahlung
(5) Die Rückzahlung des Einmalbeitrags können Sie nicht verlangen.

§ 12 Was gilt bei Änderung Ihrer Postanschrift und
Ihres Namens?

(1) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüglich - d.h.
ohne schuldhaftes Zögern - mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile
entstehen. Wir sind berechtigt, eine an Sie zu richtende Erklärung - z.B.
Setzen einer Zahlungsfrist - mit eingeschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt be-
kannte Anschrift zu senden. In diesem Fall gilt unsere Erklärung drei Tage
nach Absendung des eingeschriebenen Briefes als zugegangen. Dies gilt
auch, wenn Sie den Vertrag für Ihren Gewerbebetrieb abgeschlossen und
Ihre gewerbliche Niederlassung verlegt haben.

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 13 Welche weiteren Mitteilungspflichten haben
Sie?

(1) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung und
Meldung von Informationen und Daten zu Ihrem Vertrag verpflichtet sind,
müssen Sie uns die hierfür notwendigen Informationen, Daten und
Unterlagen bei Vertragsabschluss, bei Änderung nach Vertragsabschluss
oder auf Nachfrage unverzüglich – d. h. ohne schuldhaftes Zögern – zur

Verfügung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung verpflichtet, soweit der
Status dritter Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag haben, für Daten-
erhebungen und Meldungen maßgeblich ist.

(2) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere

Umstände, die für die Beurteilung

 Ihrer persönlichen Steuerpflicht,
 der Steuerpflicht dritter Personen, die Rechte an Ihrem Vertrag haben
und

 der Steuerpflicht des Leistungsempfängers

maßgebend sein können.

Dazu zählen die deutsche oder ausländische Steuerpflicht, die Steuer-
identifikationsnummer, der Geburtsort und der Wohnsitz.

Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen
nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellen, müssen Sie da-
von ausgehen, dass wir Ihre Vertragsdaten an die zuständigen in-
oder ausländischen Steuerbehörden melden, auch wenn keine
Steuerpflicht besteht.

(3) Nach § 4 Absatz 6 Geldwäschegesetz (GwG) haben Sie offenzulegen,
ob Sie die Geschäftsbeziehung und/oder eine Transaktion für einen Dritten
begründen, fortsetzen oder durchführen wollen, sowie alle notwendigen
Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und sich im Laufe
der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen unverzüglich anzuzeigen.
Daraus resultiert die Pflicht für Sie, uns aktiv darüber zu informieren, wenn
die Beiträge von einem Konto eingezogen werden sollen, dessen Inhaber
nicht Sie als Vertragspartner sind (fremde Beitragszahlung). Als fremde
Beitragszahlung gelten dabei z.B. auch Lastschriften von Konten, für die
Sie lediglich Kontovollmacht besitzen, sowie Zahlungen von Geschäfts-
konten, durch Vermittler oder durch den Arbeitgeber, sofern diese nicht
Versicherungsnehmer sind.

Die aktive Informationspflicht gilt für sämtliche zahlungsrelevanten Ge-
schäftsvorfälle während der Geschäftsbeziehung (z. B. Überweisungen,
Zuzahlungen, Darlehen, Kontoänderungen).

Kommen Sie Ihrer Offenlegungspflicht nicht oder nicht wahrheits-
gemäß nach, ist nach § 11 Absatz 1 GwG Meldung an das Bundes-
kriminalamt und die Strafverfolgungsbehörden zu erstatten.

§ 14 Wie werden die Kosten Ihres Vertrags
verrechnet?

(1) Mit Ihrem Vertrag sind Kosten verbunden. Diese sind in Ihren Beitrag
einkalkuliert. Es handelt sich um Abschlusskosten sowie übrige Kosten.

Zu den Abschlusskosten gehören insbesondere Abschlussprovisionen
für den Versicherungsvermittler. Die übrigen Kosten umfassen die
Kosten für die Antragsprüfung und Ausfertigung der Vertragsunterlagen,
Sachaufwendungen, die im Zusammenhang mit der Antragsbearbeitung
stehen sowie Werbeaufwendungen und die Kosten für die laufende Ver-
waltung.

(2) Die Abschlusskosten werden dem Einmalbeitrag entnommen. Die
übrigen Kosten entnehmen wir teilweise dem Einmalbeitrag, teilweise
während der gesamten Vertragslaufzeit.

§ 15 Welche Kosten und Abgaben stellen wir Ihnen
gesondert in Rechnung, und welche tarifab-
hängigen Begrenzungen gelten?

Kosten und Abgaben
(1) Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätz-
licher Verwaltungsaufwand entsteht, stellen wir Ihnen pauschal die zu-
sätzlichen Kosten gesondert in Rechnung.

Die derzeit gültigen Kosten können Sie den „Bestimmungen über Kosten
und tarifabhängige Begrenzungen nach § 15“ entnehmen. Diese Be-
stimmungen sind Bestandteil dieser Bedingungen. Wir können Kosten in
angemessener Weise neu festlegen. Über künftige Änderungen werden
wir Sie jeweils schriftlich unterrichten.
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(2) Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an dem bei uns
regelmäßig entstehenden Aufwand orientiert. Sofern Sie uns nachweisen,
dass die der Bemessung zugrunde liegenden Annahmen in Ihrem Fall
dem Grunde nach nicht zutreffen, entfällt die Pauschale. Sofern Sie uns
nachweisen, dass die Pauschale der Höhe nach wesentlich niedriger zu
beziffern ist, wird sie entsprechend herabgesetzt.

(3) Alle etwaigen öffentlichen Abgaben (zum Beispiel Steuern), die von
uns für Ihren Vertrag abzuführen sind, verrechnen wir mit den Leistungen
bzw. sind uns zu erstatten.

Tarifabhängige Begrenzungen
(4) Für Ihren Vertrag gelten bestimmte tarifabhängige Begrenzungen. Die
derzeit gültigen Begrenzungen können Sie den als Anlage beigefügten
„Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach
§ 15“ entnehmen. Diese Bestimmungen sind Bestandteil dieser Bedingun-
gen. Wir können Begrenzungen in angemessener Weise neu festlegen.
Über künftige Änderungen werden wir Sie jeweils schriftlich unterrichten.

§ 16 Wann müssen uns gegenüber versicherungs-
vertragliche Ansprüche spätestens geltend
gemacht werden?

(1) Ansprüche aus diesem Vertrag verjähren innerhalb der gesetzlichen
Frist von drei Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Ende des
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Anspruchserhebende
von den anspruchsbegründenden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne
grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

(2) Wenn der Anspruchserhebende die Verjährungsfrist verstreichen
lässt, ohne die Ansprüche gerichtlich geltend zu machen, sind diese aus-
geschlossen. Dies gilt nicht für Ansprüche, soweit wir diese bereits an-
erkannt haben.

§ 17 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag
Anwendung?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland An-
wendung.

§ 18 Wo ist der Gerichtsstand?

(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns ist das Gericht
zuständig, in dessen Bezirk unser Sitz oder die für den Vertrag zuständige
Niederlassung liegt. Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk Sie
zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz haben. Wenn Sie keinen
Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich.
Wenn Sie eine juristische Person sind, ist auch das Gericht zuständig, in
dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(2) Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen wir bei
dem Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz zuständig ist. Wenn Sie
keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts
maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person sind, ist das Gericht
zuständig, in dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.

(3) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres gewöhnlichen
Aufenthalts in das Ausland, sind für Klagen aus dem Versicherungsvertrag
die Gerichte des Staates zuständig, in dem wir unseren Sitz haben.

§ 19 Wann können diese Bedingungen angepasst
werden?

(1) Ist eine Bestimmung in unseren Versicherungsbedingungen durch
höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestandskräftigen Verwal-
tungsakt für unwirksam erklärt worden, können wir sie durch eine neue
Regelung ersetzen, wenn

 dies zur Fortführung des Vertrages notwendig ist, oder
 wenn das Festhalten an dem Vertrag ohne neue Regelung für eine
Vertragspartei auch unter Berücksichtigung der Interessen der
anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen würde.

Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung des Ver-
tragsziels die Belange der Versicherungsnehmer angemessen berück-
sichtigt.

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nachdem wir
Ihnen die neue Regelung und die hierfür maßgeblichen Gründe mitgeteilt
haben, Vertragsbestandteil.

(3) Sollte eine Bestimmung dieses Bedingungswerks ganz oder teilweise
unwirksam sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen
nicht.
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Bestimmungen über Kosten und tarifabhängige Begrenzungen nach § 15
Stand: 15.12.2014

Diese Bestimmungen sind Bestandteil der Ihrer Versicherung zugrunde liegenden Allgemeinen und Besonderen Bedingungen. Wir können die
Bestimmungen in angemessener Weise neu festlegen. Die jeweils aktuelle Kostenübersicht können Sie jederzeit bei uns anfordern.

1 Kosten

Nr. Kostenart derzeit maximal
1.1 Durchführung einer

Vertragsänderung 0,00 Euro 15,00 Euro
1.2 Einholung individueller Erklärungen

zur Entbindung von der
Schweigepflicht je Entbindung 0,00 Euro 15,00 Euro

2 Tarifabhängige Begrenzungen

Derzeit keine.










